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sel. apst Johannes Paul I1 annte Vertröstung auf den St Nımmerleins- grund ıne erhebliche Aufwertung -
ın einem Appell an die UNGTAD: Cag und als geradezu zynısch ANBC- tahren. Mehr und mehr bescheinigt

sıchts der taktiıschen Sıtuation ın denKonferenz „blamabel, WEeNnNn ın ıhnen eine hohe Effizienz iıhrer Ar-
Industrieland seine internen Schwie- Ländern der südlıchen Hemisphäre. beıit hre Bemühungen kommen -
rigkeıiten als ine Entschuldigung be- Andererseits scheint der Glaube an die me1lst auf sehr unmıiıttelbare Weise
NULZTL, um sıch seiner Verantwortung globale Finanzierungskonzepte Zzur Be- Menschen ZUgULE., Schon BCNH iıhrer
auf internationaler Ebene ZUuU entzie- kämpfung der Unterentwicklung und begrenzten tinanzıellen Miıttel können
hen“ des Hungers n Überzeugungskraft S16 gar nıcht versucht sein, ın technisch
Gerade kirchlicher Seite wiırd 11711 - eingebüßt zZzu aben. ehrgeizige und damıit kostspielige,
mMer wıieder eingewandt, Jie Ernsthaf- Entschiedener als Nan dies vielleicht aber oft in iıhrem entwicklungspoliti-
tigkeıt der Hıltfe für dıie Dritte Weltr noch VOTr Jahren getan hat, fragt Nan schen Nutzen fragwürdige Objekte Zzu
erweise sıch VOTr allem ın wirtschaftlich nach dem unmıiıttelbaren Nutznießer investieren. Um mehr beklagt sıch

solcher Mafßfßnahmen. Dıie Arbeit derschwierigen Zeiıten. Die Dritte Weltr diese Gruppe darüber, daß ihre Arbeit
empfindet den Hınweils auf die krisen- nıchtstaatlichen Organısationen und 1ın den Resolutionen der UNCTAD
hafte Lage der Weltwirtschaft als iıne Einrichtungen hat VOT diesem Hınter- keinen Niıederschlag tand

olien nach dem Papstbesuch
S Sondergesetzen zurück Zur „Normalıtät  44
Viıer Wochen nach der Rückkehr VO  — apst Johannes fort oder verschärtfen S$1€e noch. Dıiıe meısten Bestimmun-
Paul I1 Au Polen stellte sıch dıie rage „Wem diente diese SCH sınd bıs Ende 985 befristet, können aber Um-
Reıise?“ (vgl. August 1983, 372—-377) In Ak- ständen schon Ende 984 VO Staatsrat außer Kraft
tualıtät. Am 21. Julı 98 % wurde das suspendierte Kriegs- BESEIZL werden.
recht ın Polen aufgehoben. Auch wenn der Zusammen- Im Verlauf der Sejm-Debatte hatte der Abgeordnete Ja
hang zwıischen dem Papstbesuch 1n Polen und der NUSZ Zablock: VO  — der PZKS (Polnische katholisch-gesell-
Beendigung des Kriegsrechts nıcht CN gesehen WeT- schafrtliche Vereinigung), dıe VO  — den dreı 1im Parlament
den sollte, bleıibt festzuhalten, dafß die polıtıschen Ent- en christlich-katholischen Grupplerungen (Pax,
scheidungen der polniıschen Führung ıIn eıner gesellschaft- ChSS, noch ehesten einen Zugang Zur polnı-
lıchen Atmosphäre gefällt wurden, die VO  —_ der Reıise schen Hıerarchie besıitzt, bekanntgegeben, dafß Priımas J0
Johannes Pauls epräagt Wa  Z Der politische Fahrplan zef Glemp brieflich erhebliche Bedenken die
der Machtstabilisierung VO Regierung und Nomenkla- Sonderregelungen geltend gemacht hatte. Dem Verneh-
tura in Warschau trat sıch günstig mıt den Wünschen und 19919  — nach traten daraufhin Vertreter der Kirche und der
Bedürfnissen der katholischen Kırche In Polen Insofern Regierung noch reimal ZUSaMMECN, Un über Abänderun-
kann doch eine direkte Verbindung zwıschen dem seel- geCn in dem Gesetzeswerk sprechen. Aufgrund der
sorgerisch-patriotisch motıvierten Ereignis des Papstbe- kırchlichen Interventionen wurde die Beratung und Ver-
suches und dem politischen Ereignis der Kriegsrechtsauf- abschiedung einıger besonders umstrıittener Teıle der
hebung hergestellt werden. Und schließlich sollte der Sondergesetze, W1IE die Verschärfung des Strafrechts und
allenthalben konstatierte Zenith kirchlichen Einflusses 1n das Zensurgesetz, auf die Se)Jm-Sıtzung IN 28, Julı

verschoben.der polnıschen Tagespolıtik al den gesetzgeberischen Be-
gleitmaßnahmen beı der Rückkehr Polens ur „Normalı- Den Eiınwendungen der katholischen Kırche das
tät  6 werden können. Denn an die Stelle des besonders kritisierte Vorhaben der Regierung, Rekruten
Kriegsrechts traten NEUEC Sondergesetze. der polnıschen Armee auch für den Dienst in den bewaff-

Einheiten der Miliz oder 1 Gefängniswesen eINZU-

Einschränkungen des Kriegsrechts SeEIZCN, entsprach der Sem und strich den betreffenden
Gesetzesartıikel ganz. Wo konnte das Versagen des pol-fortgeschrieben nıschen Parlaments als demokratisches Kontrollorgan der

Das Gesetzespaket wurde 21. Julı 983 Regierung und Behörden deutlicher ZULagC treten als ın
dem umständlichen Tiıtel „Gesetz über besondere JurIist1- den entscheidenden agen VOTLT dem Julı 1983, als nıcht
sche Regelungen 1Im Zeitraum der Überwindung der BC- der Se)m, sondern WI1Ie oft ın den VErKANKENEC dreißig
sellschattlich-wirtschaftlichen Krise SOWIE über die Jahren die katholische Kırche als Wächter der Bürger-
AÄnderung verschiedener Gesetze“ 1mM SeJm verabschiedet. und Menschenrechte 1mM Namen der Gesellschaft auftrat?
Dıie Sondergesetze schreiben insbesondere in den polıtısch Wıe sehen nNnu dıe bıs Ende 1985 geltenden Sonderbe-
sensıblen Bereichen der Betriebe und der Schulen un stiımmungen AauUs, die miıt der Aufhebung des Kriegsrechts

in Kraft traten”Hochschulen manche Einschränkungen des Kriegsrechts
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In Betrieben VO  — besonderer Bedeutung kann die Be- Am 28 Julı 1983 verabschiedete der Sem die Ergänzungen

triebsleitung die zwöchentliche Arbeitszeit auf 46 Stunden ZUu Strafrecht und zu Zensurgesetz VO 981 Damlıt Lira-

erhöhen, wobe!ı die über die gesetzliche Arbeitszeit hın- ten die beiden etzten Gesetzesvorschriften in Kraft, die
ausgehenden Stunden als Überstunden bezahlt werden. das Kriegsrecht ablösen und Im Gegensatz den eine

Woche verabschiedeten (‚esetzen auch nach demIn diesen Betrieben kann die Betriebsleitung die Kündıt-
gungsfrist auf sechs Monate verlängern. 41 Dezember 985 geltendes Recht bleiben sollen. Die

Die Regierung kann obligatorische Arbeitsvermittlung Anderungen des Strafgesetzbuches sehen Freiheitsstrafen
für bestimmte Berufsgruppen einführen. hıs zu dreı Jahren für die Betätigung ın ıllegalen Organtsa-

Die Arbeiterselbstverwaltung 1n einem etaatlıchen Be- fionen VO Diese Bestimmung zielt VO allem auf die An-
trıeh kann suspendiert oder aufgelöst werden, WEeNnN ihre T hänger der „Solidarıtät”. Ebentalls drei Jahre Haft
tigkeit die Rechtsordnung oder die „gesellschaftliıchen drohen tür das Ankleben staatsteindlicher Plakate. Miıt
Grundinteressen“ verletzt. den Änderungen 1 Zensurgesetz wırd eine der etzten

In gesellschaftlich besonders begründeten Fällen kann Errungenschaften AaUS der Zeıt der gesellschaftlichen Er-
NCUCTUNG (odnowa) 980/81 rückgängig gemacht. Eınder Ministerrat eiınen Preisstopp oder Höchstpreise estset-

2en. Vertreter des Hauptamtes für diıe Kontrolle VO  —_ Publika-
Die Bezirksräte können ıne Arbeitspflicht einführen, tiıonen und Veranstaltungen Zensurbehörde)

die Grundbedürfnisse der Bevölkerung und dıe Funk- dem alten Zensurgesetz, se1 damals ın Eıle vorbereıtet
t1on kommunaler Betriebe siıchern. worden, dem Druck der gesellschaftlichen Lage VO  —_

198 Den kritischsten Kommentar den Zensur-Der zuständıge Mınıister kann die kollegialen Organe
der Hochschulen (etwa den Senat) suspendieren, die Rekto- vorschritten jeterte während der Parlamentsdebatte
ren, Prorektoren, Dekane oder Institutsleiter abberufen und 28. Julı ohl der parteılose Abgeordnete und bekannte
NECUEC einsetzen, „WEeCNn die UOrgane der Hochschule ın e1l- Soziologe Jan Szczepanskı: 95  1€ Präventivzensur führt
MT OoOrm tätıg werden, dıe dem geltenden Recht oder ZUr Selbstzerstörung VO  — Gesellschaftsordnungen, die
dem gesellschaftlichen Interesse zuwiderläuft“. Das unfähig sınd, sıch entwiıickeln oder hre VWerte 1mM offe-
gleich gilt, wenn S1€e durch Untätigkeıt den wissenschaftlı- al  — Kampf verteidigen”
chen oder erzieherischen Aufgaben der Hochschule scha- Ergebnis der versuchten Einflußnahme der katholischen
den Bischöfe auf den Gesetzgebungsvorgang Wr die nıcht

Studenten können VO Studıum suspendiert oder ( m NEUEC Einsıicht, dafß die Kırche 1n Einzelfällen Milderun-schlossen werden, WEeNnNn S$1e sıch einer gesellschaftlıch be-
sonders schädlichen Tätigkeit schuldig gemacht haben SCH durchsetzen kann, aber nıcht über die Macht verfügt,

den Geilst der (jesetze verändern, der VO  —_ tiefem Mid-
oder wenn S$1e gCn Störung der gesellschaftlichen Ord-
Nung strafrechtlich verfolgt werden. Lrauen der Regierenden gegenüber den Regıierten epräagt

ISTt. Kırche und Gesellschaftt mögen treılich hoffen, da{fß
Studenten können sıch NUr ın Organısatıionen USAM- die (‚esetze wenıger strikt angewandt werden, als dies

menschließen, die DOr Inkrafttreten des (,‚esetzes registriert möglıch ISt

Lehrer können suspendiert, DEerse. oder entlassen WOTI - Als eın Zeichen dafür und tür eine der zahlreichen polnı-
schen Paradoxıen, die in keinem anderen „sozlalıstı-den, wenn s$1e 1n einer Weise tätıg werden, dıie kraß dem

Recht oder den pädagogisch-erzieherischen Grundsätzen schen“ Land vorstellbar sınd, MNag gelten, daß dem
der Schule widerspricht. Chefredakteur der katholischen Wochenzeitung „Iygod-

Der Vorstand VO Verbänden kann suspendiert oder auf- nık Powszechny“ (31 83), erZV I urowicz, erlaubt War,

gelöstwerden, WCNn er dem Recht oder den Satzungen des in seiner Zeıtung scharte Kritik I] den Sondergesetzen zu

Verbandes zuwiderhandelt (dies trifft VOT allem den SUS- üben. LTurowicz schrieb, die bıs 985 geltenden Sonderre-
pendierten Schriftstellerverband, der SIC  —  Yl bisher der gelungen bedeuteten 900 lange age „eines schmerzlichen

Übergangsstadiums“. Durch die Gesetzesänderungen„Gleichschaltung“ widersetzt).
Die Beschränkungen für polnische Bürger, über das bleibe eiıne Reihe ON Beschränkungen des Kriegsrechts in

eld auf ihren Devisenkonten zZzu verfügen, leiben ın Kraft und sejen Einschränkungen der bürgerlichen
Kraft, Freiheiten vorgesehen. Die Möglichkeıt eines gewerk-

schafttliıchen Pluraliısmus se1l auf unbestimmte eıt vertagt,
die Autonomie 1m höheren Bıldungswesen, die Versamm-

Milderungen, ber keine grundlegende lungs- und Koalitionsftreiheit wurden eträchtlich einge-
nderung schränkt. Der einzıge Weg Zzu gesellschaftlıchen Frieden

tühre über den Dıalog, den wahrhaftigen Dıialog ZW1-
schen der polıtischen Machrt und der Gesellschaft, WI1IeE ıhnMiıt den breit auslegbaren (Jesetzen sıchern sıch Regierung

un Behörden weıtgehende Vollmachten AA Beschrän- der apst während seiner Pılgerreise gefordert hatte. In

kung der Arbeiterselbstverwaltung, ZUr weıteren Durch- den vVErgaNSCHNCH 585 Tagen des Kriegsrechts habe siıch
löcherung der Wirtschaftsreform, tietfen Eingriffen In 1U  — dıe Stimme der Inhaber der politischen Macht und ih-
dıie Hochschulautonomie und A  — weıteren Einschrän- en Anhänger Gehör verschafftt. Das sel, Turowicz,
kung der Freiheıit VO  —_ Forschung und Lehre noch keın Dıalog.
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OSILIVEe Resonanz für das zuarbeıten (Irybuna Ludu, 85) Die SECIL längerem
Landwirtschaftshilfeprogramm vorbereitete kırchliche Hılfsmaßnahme, 1ne „‚Hılfe ZUr

Selbsthilte“ für die Kleinbauern und Handwerker, erüb-Da die polnısche Sıtuation voller Wıdersprüche 1SE Mag
vielleicht nıcht überraschen, da{fß ungeachtet des tehlen- rıgt aber auch Zukunft nıcht die kurzfristig wırksame

Hılfe VO  —_ Paketsendungen für die VO der Inflation be-den gesellschaftliıchen Dıalogs auf anderen Feld sonders betroffenen Famılien und Rentnerzwischen Epıskopat und Regierung 11 ınıgung INOS-
lıch scheint Der der Nachkriegsgeschichte Europas Das ngagement der katholischen Kırche Polens
beıispiellose Plan des polnıschen Episkopats und der UIro- terschiedlichen Bereichen WIC der Auseinandersetzung
päıschen Bischofskonferenz für dıe Entwicklung und Mo- die polıtische Absıcherung des „Normalısierungs Proö-
dernisierung der Landwirtschaft einschließlich des 7e5$55SeS Polen un der Konzıplerung Hılfspro-
Handwerks und des Handels tindet be1 den polnischen STamms tfür die polnısche Landwirtschaft unterstreicht die
Behörden offensichrtlich zunehmend Resonanz Präsenz der Kırche nahezu allen Bereichen der polnı-
Zumindest erklärte Regierungssprecher [Jrban dıe POS1- schen Wırklichkeit macht aber auch die Grenzen kırchli-

chen Eintlusses deutlich S1€e kann Schlimmeres verhin-LIVE Grundhaltung der Regierung der Landwirtschafts-
hılfe Die Kırche denkt dabei AUS westlichen dern, konkrete Nöte MI1L ihrer Carıtas iındern, aber 65

Spenden YESPEISTE Stiftung DE polnıschen Recht dıe hegt aufßerhalb ihrer Kräfte, gesellschaftlich polıtische
juristische Instiıtution Stiftung nıcht g1ıbt SC die Re- Erneuerung Namen der Gesellschaft durchzusetzen
BICFUNg bereıt entsprechenden Gesetzentwurtf aUuUS- Iheter Bıngen

Bischofliche Ean den Sozialiısten
Wachsende Spannungen zwischen Kırche un Regierung Spanien
Mıtten die polıtısche Sommerpause plazıerte die panı- Kampfansage entstanden W as die Diskussion die 1L-
sche Bischofskonferenz hre scharte Stellungnahme Gesetzesvorlagen noch verschärfen dürftte

die Polıitiık der SEIL 1987 MItL absoluter Mehrheıt Zu der geplanten Legalisierung des Schwangerschaftsab-
regıerenden Sozialistischen Arbeiterpartei (PSOE) In C1- bruchs bestimmten Indikationen hatte sıch Fe-
nNne Julı veröftentlichten Dokument ZUur bruar die Ständıge Kommissıon der Bischofskonferenz
Glaubenssituation des spanıschen Volkes und ZUr Lage un Junı dıe Vollversammlung geäußert Die beı
der Kirche nach dem Papstbesuch VO VErgaANSCNCN No- der etzten Vollversammlung EINSUMMIL verabschiedete,
vember machen die Bischöfe auf die wachsende Tendenz aber erst Mıtte Julı veröffenrtlichte Erklärung befafrt sıch
der Parteı aufmerksam, „CINE VO agnostischen Huma- nıcht mehr mMI1 der ethischen und moraltheologischen
15I1NUS Wertordnung Ppro  n un: polı- Wertung des Schwangerschaftsabbruchs sondern wendet
tisch umzusetzen, die wesentlich „  Ö kulturellen un sıch die Minderung des Rechtsschutzes Leben
sıttlıchen Erbe des spanıschen Volkes abweıiche Ebenso Falle der Stratftfreiheit („ Wır haben VOT allem 115 Blick
eindeutig abgrenzend heißt anderer Stelle, die Spanı- die unverzichtbare Pflicht des Staates, das Recht auf Le-
sche Sozialistische Arbeıterparteı SC iıhrem rsprung ben schützen ZIL nach ıda Nueva, 83) Der
nach laızıstisch; dıes treffe auch auf ıhr Parteipro- Sekretär der Bischofskonferenz, Fernando Sebastian, for-

und hre Politik Z „dıe 1 wesentlichen Punkten derte dıe Parlamentarıer auf nach ihrem (sJewılssen und
VO der katholischen Lehre abweıichen“ nıcht nach der Generallinıe der Parte1 StIMMEN Zum

gleichen Zeıtpunkt veröftentlichte das „Zentrum tür
nter dem INndruc -  ©  aıner Kampfansage ziologıische Studien CIS): Bericht, nach dem e

Prozent der Spanıer 11NE Legalısıerung des Schwanger-
Diese grundsätzlıche, ıdeologischen Kern der DParteı schaftsabbruchs wünschen (nach der Umfrage efürwor-
ansetzende Kritik deutet darauf hın, dafß die spanıschen ten Prozent Beschränkung auf bestimmte
Bischöte ihre den etzten Oonaten CINSCNOMMENEC mi1ß- Indikationen, 25 Prozent sprachen sıch tür 116C-
trauıische Habachtstellung gegenüber der sozijalıstischen hende Regelung aus)
Regierung aufgeben wollen und OZUSaARCNH AT Mobilma- Auf ebenso entschiedenen Wiıderstand der Kırche stößt
chung übergehen, indem S1C die Katholiken direkter dıe geplante Reform des Schulwesens Der 29 Juniı VO

Orm VOT kırchenteindlichen Einflüssen Warnen Da dıe Bı- Mınısterrat beschlossene Gesetzentwurt sıeht dıe
schöfe sıch den onkreten Reibungspunkten dıe (Je- Neuordnung des Privatschulwesens VOT, VO der dıe ka-
setzentwürftfe Z  —_ Straffreiheit des Schwangerschaftsab- tholische Kırche als betrotten IST, da die Schulen
bruchs und zur Neuregelung des Schulwesens, mehrfach kirchlicher Trägerschaft CIn Drittel der Schulplätze
un sehr entschıeden geäußert haben, 1ST MIL diesen allge- stellen Die Neuordnung WAar notwendıg geworden, nach-
INEC1IN regierungskritischen Aussagen der FEindruck dem dıe VO  —_ den kontessionellen Schulträgern WI1C auch


